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Richter bei Wiederwahl kaum überprüft
Luzern Der Fall des Vergewaltigers Markus W. 
zeigt exemplarisch: Der Kantonsrat wählt Richter 
wieder, ohne deren Arbeit qualitativ zu prüfen. 
CVP und SVP fordern Massnahmen.

AlexAnDeR Von DäniKen
alexander.vondaeniken@luzernerzeitung.ch

Es war ein Urteil mit verheerenden 
Folgen: Vor drei Jahren gewährte das 
Luzerner Verwaltungsgericht dem Se-
rienvergewaltiger Markus W. (56, Name 
der Redaktion bekannt) Vollzugslocke-
rungen – er vergewaltigte wieder zwei 
Frauen. Am 5. Juli stand W. darum vor 
dem Basler Strafgericht. Die Namen der 
drei verantwortlichen Luzerner Richter 
will Kantonsgerichtspräsident Andreas 
Korner (CVP) nicht preisgeben (Aus-
gabe von gestern). Dem schliesst sich 
nun auch der Kanton an (siehe Box).

Appell des Gerichtspräsidenten
Allerdings wurde bekannt, dass Fach-

richter Hans Knüsel (CVP) Teil des 
Gremiums war, welches Markus W. 
Schritt für Schritt den Weg in die Frei-
heit ebnete. Knüsel ist im März dieses 
Jahres in seinem Amt bestätigt worden. 
Und zwar vom Kantonsrat, welcher seit 
2010 für die Richterwahlen zuständig 
ist. Unabhängig von Knüsels Leistung 
stellt sich die Frage, wie ernst es das 
Parlament mit der Wahl und der Wie-
derwahl von Justizangehörigen nimmt. 
Zumal Kantonsgerichtspräsident Korner 

im Interview mit unserer Zeitung gleich 
zwei Mal an die Verantwortung der 
Parlamentarier appelliert hat.

Verantwortung bei den Fraktionen
Das Vorgehen bei neu zu wählenden 

Richterkandidaten ist wie folgt: Die 
Kantonsratsfraktionen wählen ihre Kan-
didaten unter Berücksichtigung des Par-
teiproporzes aus. Der Richterwahlaus-
schuss der Justiz- und Sicherheitskom-
mission (JSK) prüft die Kandidaten auf 
die Wählbarkeit – etwa, ob sie juristische 
Fachpersonen sind. Das gilt aber nicht 
für Ersatz- und Fachrichter. Die JSK gibt 
auch keine Wahlempfehlung ab. Die 
Fraktionen laden die Kandidaten in der 
Regel für ein persönliches Gespräch ein 
und unterbreiten danach ihre Vorschlä-
ge – vom vollamtlichen Richter bis zum 
Fachrichter – dem Parlament.

Nur: Bei Wiederwahlen werden die 
Richter vom Kantonsrat nicht überprüft. 
Und eine andere Kommission des Par-
laments – die Aufsichts- und Kontroll-
kommission – prüft nur die Geschäfts-
führung der Gerichte. Es liegt damit an 
der nächst höheren Instanz, dem Bun-
desgericht, die Arbeit des Kantonsge-
richts zu beurteilen – wenn denn die 
Urteile weitergezogen werden. 

«Es gibt verheerende Mängel im Con-
trolling», sagt Esther Schönberger, bis 
vor einem Jahr Kantonsrätin und JSK-
Mitglied, gestern auf Anfrage. Es gehe 
nicht nur um mögliche Konsequenzen 
von Fehlleistungen, sondern auch um 
Anerkennung von guter Arbeit. «Eine 
solche Überprüfung wird – wenn über-
haupt – nur halbbatzig gemacht.» Schön-
berger hat deshalb schon im September 
2010 eine Motion eingereicht. 

CVP schlägt Fachgremium vor
Mit der Motion fordert sie die Regie-

rung auf, Massnahmen zur Verbesserung 

der Entscheidungsgrundlagen zu treffen. 
So soll zum Beispiel ein Gremium ge-
schaffen werden, das sich aus Juristen 
zusammensetzt und nicht aus Laien wie 

beim jetzigen Richterwahlausschuss.
Die Motion wurde im Jahr 2011 für 

erheblich erklärt. Passiert ist noch nichts. 
«Dabei ist es notwendig, so schnell wie 
möglich zu reagieren, wie der Fall Mar-
kus W. gezeigt hat. Das darf sich nicht 
mehr wiederholen», sagt Schönberger. 
Gemäss der Luzerner Staatskanzlei er-
folgt die Umsetzung der Motion im 
Rahmen der Revision des Parlaments-
rechts, welches gegen Ende 2014 zur 
Beratung in den Kantonsrat kommt. Zu 
möglichen Massnahmen könne deshalb 
noch keine Aussage gemacht werden.

SVP fordert Qualifikationen
Neben Schönberger stört sich etwa 

auch SVP-Fraktionschef Guido Müller am 
bisherigen System: «Namen und Partei 
der wieder zu wählenden Richter sind 
bekannt. Aber was ist mit deren Arbeits-
leistung? Auch über die Teamfähigkeit 
wissen wir nichts.» Müller fordert, dass 
mit allen Richtern, wie mit allen anderen 
Kantonsangestellten, jährlich Qualifika-
tionsgespräche geführt werden sollen 
und deren Ergebnisse der Fachkommis-
sion mitgeteilt werden. «Auch Zahlen 
über Fälle, die von einer höheren Instanz 
zurückgewiesen werden, sind interes-
sant.» Darum überlegt Müller, einen 
entsprechenden Vorstoss einzureichen.

Strikte Gewaltentrennung
Anders beurteilt Hans Stutz die Situa-

tion. Der Kantonsrat der Grünen ist 
Mitglied des Richterwahlausschusses 
der JSK. Er bestätigt, dass die zur Wie-
derwahl stehenden Richter nicht durch 

die JSK beurteilt werden. Denn: «Alles, 
was auf eine Beurteilung der juristischen 
Arbeit der einzelnen Richter hinausläuft, 
unterläuft die Gewaltentrennung fun-
damental.» Stutz ist jedoch offen für 
Vorschläge, welche die Trennung von 
Legislative und Judikative nicht unter-
graben. «Allerdings habe ich bis anhin 
keinen vernünftigen Vorschlag gehört.»

Eine Lösung könnte die Motion von 
Esther Schönberger bieten, wie Armin 
Hartmann (SVP), Präsident der JSK, er-
klärt: «Wir befürworten die Motion. Aus-
serdem sind auch die Gerichte in der 
Pflicht, Selbstkontrollen durchzuführen.»

«eine Überprüfung 
wird – wenn 

überhaupt – nur 
halbbatzig gemacht.»

eStheR SChönbeRgeR, 
eheMAlige CVP-KAntonSRätin 

Promillegrenze für Freizeitkapitäne in Frage gestellt
zentrALSChweiz Ab 2014 
kann schweizweit gebüsst 
werden, wer mit 0,5 Promille 
boot fährt. in luzern fürchtet 
man Schikanekontrollen.

Wer ein Auto fährt, darf nur wenig 
Alkohol trinken. Für Bootsführer soll 
das künftig ebenso gelten. Mit der Re-
vision der Binnenschifffahrtsverord-
nung des Bundes soll ab 2014 die 
Promillegrenze für Freizeitkapitäne auf 
0,5 festgesetzt werden – bislang gab es 
gesetzlich keinen Grenzwert. Letzte 
Woche ist die Vernehmlassung zur neu-
en Verordnung zu Ende gegangen – die 
Meinungen zur Schiff-Promillegrenze 
gingen zwar weit auseinander, fanden 
aber mehrheitlich Zustimmung (Aus-
gabe vom Montag).

«Schwammig formuliert»
Auch die Luzerner Bootsfahrer ärgern 

sich über die neue Verordnung. Markus 
Lüchinger, Präsident des Bootsvereins 
Vierwaldstättersee, sagt: «Die Alkohol-
kontrolle gibt es bei uns in Luzern ja 
bereits. Soll etwa künftig mehr kontrol-
liert werden? Ich frage mich, ob sich 
das bei so wenigen Vorfällen überhaupt 
auszahlt.» Zudem störe ihn, dass der 
Verordnungstext zu schwammig formu-
liert sei: «Was gilt denn, wenn ein Boot 
vor Anker liegt? Darf man dann nichts 
trinken, wenn man sich darin aufhält? 
Darf die Polizei in diesem Fall Kontrol-
len durchführen? Das wird aus dem 
Verordnungstext nicht ersichtlich.»

SGV: einmal jährlich wirds brenzlig
Ins gleiche Horn bläst René Untersee, 

Geschäftsführer der St.-Niklausen-
Schiffgesellschaft (SNG) Lake Lucerne: 
«Es ist wieder ein Verbot mehr. Ich 
hoffe, dass die Bootsfahrer künftig nicht 
mit übermässigen Kontrollen schikaniert 
werden.» Mit SNG-Booten sei zumindest 
niemand betrunken unterwegs, sagt 
Untersee: «Wenn die Leute mit Bier in 
der Hand ein Boot mieten wollen, dann 
vermieten wir es ihnen einfach nicht.» 
Bisher habe sich die Angelegenheit 
immer gut selber reguliert.

Martin Wicki hingegen, Leiter Schiff-
fahrt bei der Schifffahrtsgesellschaft Vier-
waldstättersee (SGV), begrüsst die neue 
Promillegrenze-Verordnung: «Es soll nun 
einheitliche Richtlinien geben, nach 
denen auch kontrolliert wird – vor allem 
auch zum Schutz der vielleicht etwas 
unbesonnenen Bootsfahrer.» Die grosse 
Mehrheit verhalte sich zwar absolut kor-
rekt, allerdings, so Wicki: «Es ist schon 
vorgekommen, dass wir Notstopp-Manö-
ver auslösen und den Booten ausweichen 
mussten.» Dies, weil Angetrunkene mit 
ihren Booten unachtsam in die Fahr-
strassen der Kursschiffe hineingetrieben 
seien und zum Teil auch nicht auf Warn-
signale reagiert hätten. «Etwa einmal 
jährlich gibt es eine wirklich brenzlige 
Situation, bei der wir die Seepolizei in-
volvieren müssen», berichtet Wicki. 

Während sich der Kanton Zug etwa 
ans aktuelle Binnenschifffahrtsgesetz 
des Bundes hält, welches keine klare 
Promillegrenze kennt, gilt auf dem Vier-

waldstättersee bereits eine 0,8-Promille-
Grenze. Wer mit diesem Wert erwischt 
wird, muss gemäss Staatsanwaltschaft 
mit einer Geldstrafe von mindes- 

tens zehn Tagessätzen und mindestens 
400 Franken Busse rechnen. Je nach 
Situation liege die Strafe höher.

Seepolizei: Kaum Alkoholfälle
Gemäss Wasserpolizei Luzern stellen 

alkoholisierte Bootsfahrer nur eine klei-

ne Minderheit dar – Einzelfälle würden 
sich eher in der Nacht ereignen. Eine 
Statistik über die Anzahl Vorfälle wird 
allerdings nicht geführt. 

René Sennhauser, Chef Wasserpolizei 
Luzern, sagt: «Wenn sich jemand nicht 
an die Vorschriften hält, etwa zu schnell 
fährt, dann wird er immer auch auf 
Alkohol kontrolliert.» Proaktive Alkohol-
tests führe die Wasserpolizei jedoch 
nicht durch – diese würden bei Inkraft-
treten der neuen Verordnung ebenfalls 
wenig Sinn machen, so Sennhauser: 
«Der zusätzliche Personalaufwand wäre 
nicht verhältnismässig.»

zuger Seen: Problemlos
Auch bei der Zuger Polizei heisst es 

auf Anfrage, auf dem See gebe es über-
haupt keine Probleme bezüglich Alko-
holkonsums während des Bootfahrens. 
Das bestätigt auch Carmen Meyer, Spre-
cherin der Zugersee-Schifffahrt: «Wir 
hatten noch nie einen Vorfall mit einem 

alkoholisierten Bootsfahrer.» Allerdings 
begrüsse auch die Zugersee-Schifffahrt 
die neue Promillegrenze: «Sie erhöht die 
allgemeine Sicherheit auf den Schweizer 
Seen.»

AleKSAnDRA MlADenoViĆ 
aleksandra.mladenovic@luzernerzeitung.ch

AnZeige

Reger Bootsver-
kehr gestern 

Nachmittag im 
Luzerner 

Seebecken. 
Bild Philipp Schmidli

namen bleiben 
unter Verschluss 
FALL MArKuS w. avd. Gemäss 
Kantonsgerichtspräsident Andreas 
Korner kennen die Verfahrenspar-
teien die Namen der Richter. Dies 
waren im Gerichtsverfahren von 
2010 gemäss anonymisiertem Urteil 
neben einer Anwältin von Markus 
W. die Vollzugs- und Bewährungs-
dienste (VBD) des Kantons Luzern. 
Barbara Ludwig steht als Leiterin 
der Dienststelle Militär, Zivilschutz 
und Justizvollzug den VBD vor. Sie 
erklärt auf Anfrage unserer Zeitung: 
«Ich erachte es als nicht opportun, 
Namen von Personen herauszuge-
ben, die ihren Namen nicht genannt 
haben wollen.» 

«ich frage mich,  
ob sich das bei 

so wenigen Vorfällen 
überhaupt auszahlt.»

MARKuS lüChingeR, 
bootSVeRein 

VieRWAlDStätteRSee 
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